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Bürgerengagement Öördern un anerkennen
FEın (zeset7z soll ehrenamtlichem Handeln motivieren

Mıt der Zustimmung des Bundesrates 1m September 2007 ELl rückwirkend ZUu

Januar 20067 das „Gesetz ZUur weıteren Staärkung des bürgerschaftlichen Engage-
ments“ 1n Kraft Diese politische Entscheidung wurde VO  e} der Offentlichkeit aum
beachtet, hätte aber mehr Interesse verdient, denn iımmerhiın setrzen sıch etwa
Prozent aller Bürgerinnen un Burger 1ın vielen verschiedenen Bereichen treiwillig
für das Gemeimwohl ein In Erinnerung 1st och das „Internationale Jahr der Yre1l-
williıgen“ (2001) un: der umfangreıche Bericht der Enquete-Kommıissıon des Bun-
destages „Zukunft des Bürgerschattlichen Engagements” Bisher wurde das Burger-
ENZSAZCMECNL, das als „Ehrenamt“ tast och ekannter 1St, ımmer wıeder wortreıich
gepriesen un als bedeutend, törderungswürdig und gesellschaftlıch notwendig
dargestellt. Nun 1St den vielen Worten eın (Gesetz gefolgt, das das Ehrenamt und die,
die s ausüben, unterstutzen soll

Das ehrenamtliche oder bürgerschaftliche Engagement 1St Kern der Zivilgesell-
schaft, des SOgeNaANNTLEN „Drıitten Sektors“ gyesellschaftlicher Segmentierung (neben
Staat und Markt). Schon immer setzen sıch Menschen treiwillig für andere und für
das Gemeinwohl e1N. Und dieser Eınsatz wurde allseıts begrüßit un gelobt,
doch 1n der Offentlichkeit überwiegend als prıvat un zusätzlıch angesehen. Seine
wirkliche Bedeutung wurde erst 1n Jüngster eıt erkannt. Mehr un mehr gelangt
das bürgerliche ngagement 1ın das allgemeine Bewußfßtsein un 1n dıe öffentliche
Diskussion. Es wırd neuerdings als wichtiger Beıtrag ZAUDT: gesellschaftlichen Integra-
t103n und Entwicklung SOWI1e 7008 Lösung soz1ıaler Probleme angesehen. Bescheidene
steuerliche Vorteile werden bereıits denen gewährt, die Zeıt, eld und andere Res-
SOUTCeEN ohne Gegenleistung für Gemeinwohlautfgaben Z Verfügung stellen. Se1it
Jahren 1St auch 1ne Zunahme VO  e Stittungsgründungen beobachten. Angesichts
dieser wachsenden Einsicht 1n die Wiıchtigkeıit eines bürgerlichen ngagements
durfte I11all se1n, W1e€e 11U11 gesetzlıch weıter gefördert werden soll

Bürgerschaftliches Engagement un: gesellschaftliche Integration
Von Zıvilgesellschaft und bürgerschaftlichem Engagement werden integrierende
Wırkungen und eiıne Stärkung der Solidarıität erwartet, die eıne auseinanderdrift-
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tende Gesellschaft wıeder stärker zusammenbindet, Solidarıtät MmMI1t Leben füllt und
Gemeinwohl befördert also Leistungen, die VO Staat un: Markt nıcht
werden können. twa 23 Miıllionen Ehrenamtliche, wırd geschätzt, und
Stiftungen eisten bundesweıt eınen Beıtrag ZAHT: Stärkung der Zivilgesellschaft und
damıt JTANT: gyesellschaftlichen Integration.

[Das Verständnis und dıe Bewertung ehrenamtlıicher Arbeiıt 1St, WI1Ee be] allen
soz1alen Phänomenen, den aktuellen Wertvorstellungen, den zeitspezifischen
Lebensbedingungen un: deren Interpretation abhängıg. Heute liegt diesen
orunde, da{fß der so7z1ale Wandel, die gesellschaftliche Dıiıfferenzierung, die Verviel-
faltıgung der Werte un: dıe xlobale Ausweıtung der Beziehungen jeglicher Art den
Zusammenhalt eıner nationalen Gesellschaft gefährden un!: den Staat 1n seliner bis-
her gepflegten un: auch erwarteten Allzuständigkeıt tfinanzıel]l überfordert, zumal

auch nıcht ber die ertorderlichen Instrumente verfügt, Integration und (Ge“
meinwohl alleın sıchern. Dıie Verlagerung VO  e} Gemeinwohlautfgaben allein auf
private Akteure und damıt auf Märkte, die sıch ımmer weıter globalisıeren, hat sıch
nıcht ewährt und zudem Ungerechtigkeıiten geführt.

Hınzu kommt, da{fß esonders durch demographische und ökonomische FEın-
tlüsse die soz1ıalen Sıcherungssysteme ın eiınen desolaten Zustand geraten sınd und
sıch deshalb 1n einem retormerischen Umbruch befinden. Dabei soll der Burger e1N-
mal, diıe Prämisse, 1ın stärkerem Ma{ für sıch selbst SOTISCHIL und 1n mehr Eıgenver-
antwortun einen orößeren Beıtrag ZAUT: Absiıcherung seıner Lebensrisıken eısten.
Und 7zweıtens sollen durch eıne SEWISSE Verlagerung VO Gemeinwohlaufgaben auf
private Helfer und Stifter die gesellschaftlıchen un: tinanzıellen Probleme ab-
geschwächt oder gelöst werden. Die zıvıle Bürgergesellschaft soll dement-
sprechend gemeinwohlnützliche Ressourcen mobilisieren. Zur Legıtimation dieses
Vorgehens dient eine Umdeutung des Subsidiarıtätsprinz1ps, welches bisher ber-
wıegend den Nachrang der staatlıchen Ebenen gegenüber der Freıen Wohltfahrts-
pflege bestimmte, 11U aber auf Famılien und Einzelpersonen ausgeweltet wiırd Z
durch ambulante Behandlung stat1ıonäare Aufnahme, Famıuılıie 1St besser als
Heım USW.).

„Privat VOT Staat  &t wırd eıner Handlungsmaxiıme HÜr Legislatıve und Fxeku-
tivel. Der VO der Enquete-Kommıiıssıon geforderte „ermöglichende Staat  D 1etert
dazu das Leitbild un: die Fınanznot der öffentlichen Hände die ertorderliche
Schubkratft. Zıvilgesellschaftliche UOrganısationen übernehmen Dienstleistungen,
deren Bereitstellung eıne öffentliche Aufgabe wäre“. Vor dem Hıntergrund dieser
praktischen Politik wırd das bürgerschaftliche ngagement, un: MmMIiıt ıhm das HE

Gesetz seıiner Stärkung, interpretiert SOWI1E unterschiedlich un: krıitisch bewertet:
Die Verlagerung N(3  = öffentlichen Aufgaben prıvate, gewıinnorıentierte

Unternehmen wırd als Versagen des Staates und als Gefährdung des Gemeinwohls
interpretiert. i1ne solche Verlagerung 1St auch bei der Freıen Wohlfahrtspflege und
1m Soz1ial- und Gesundheitswesen beobachten. Dabe!] hat die Eınführung VO
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Wettbewerb un VO Kosten-Nutzen-Betrachtungen dort, mIıt ötfentlichen
Mittel unsolıde INSCHANSCH wurde, posıtıve Wırkungen erzielt. Gleichzeitig WT -

den aber auch dort, die Angebotsstruktur un die Qualität der Leistungen allein
dem Kriteriıum der Kostenkalkulationen unterliegen, die negatıven Auswirkungen
deutlich. Es lıegt ebentalls nahe, die „kostengünstige ehrenamtliche Arbeit“
solche Überlegungen Z Substitution VO kostenverursachenden Leistungen e1IN-
zubeziehen.

Andererseıts wırd eiıne Übertragung staatlicher Aufgaben die Bürgerinnen
und Burger begrüßt und als richtiger Weg mehr Selbstverantwortung und _rg_
nısatıon angesehen, Probleme besser lösen und gleichzeıtig individuelle Freiheit
SOWI1e gesellschaftliıche Dynamık wıeder voll enttalten können?. Der Staat soll
durch die Förderung der Zıvilgesellschaft Freiräume schaffen, 1ın denen sıch eigen-
verantwortliches Handeln entwıckeln kann. Dadurch ann der Burger zurücker-
halten, W 4S der Staat sıch SCZORCNHN hat und wOomıt 1L1UT unvollkommen fertig
wırd

Die sıch das bürgerschaftliche ngagement richtenden Erwartungen, die
Integration der Gesellschaft und Solidarıtät tördern, entsprechen auch den Mo-
t1ven der sıch engagıerenden Bürger. ine Reihe VO Ehrenamtlichen VeI-

stehen ıhre Arbeit als einen Beıtrag ZUiT: Stärkung des Solidarıtätsbewußltseins. S1e
begründen ıhr ngagement als parteıungebundenen, praktiıschen Dienst der (36:
staltung der Gesellschaft und ZUE: Sıcherung des Gemeinwohls. Anlaf un Motiıv 1St
hre persönliche Wertorientierung. Damıt der Staat ZUrFrF Staärkung des Bürger-
ENZSASEMENTS moralısche Voraussetzungen, die selbst nıcht schafft>

Politik un: Staat mussen alles Lun, eıne gerechtere Ordnung herzustellen.
Die Burger haben die Aufgabe, sıch SIM die vielfältigen und verschiedenen Inıtıa-
tiven auf wiırtschaftlicher, sozı1aler, gesetzgebender, verwaltungsmäßßiger un kultu-
reller Ebene, die der organıschen und instıtutionellen Förderung des Gemeinwohls
dıenen“, einzuschalten®. Bürgerbeteiligung und Bürgerengagement sınd christliche
Aufgaben der Laı1en un: deren ureigenster Beıtrag ZULT: Gestaltung der Welt Das
Ehrenamt 1sSt 1n diesem Sınn ine christliche Verpflichtung.

Neben Erwerbsarbeit un: Famılie 1sSt das Ehrenamt eın Feld iındıyvidueller
Lebensmöglichkeiten und -entfaltung. Selbstverwirklichung, persönliche Entwick-
lung un Sıinnsuche werden 1m gesellschaftlıchen Freiraum bürgerschaftlichen Eın-
Satzes bestärkt. Durch ıhn entstehen Heue so7z1ale Kontakte und Möglıchkeiten, den
Alltag interessanter gestalten SOWI1Ee freiwillige Verpflichtungen einzugehen. Dıie
Förderung des zıyılgesellschaftlichen Engagements stimmt mı1t solchen heute weIlt-
verbreiteten Selbstbildern un: Lebenskonzepten übereın.
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Organısatıon des bürgerschaftlichen ngagements

Eın gemeinwohlorientiertes, treiwilliges ngagement entsteht durch persönlıche
Motivatıon und wırd VO ıhr Seine Verwirklichung aber bedart einer (:
yanısatorıschen Struktur VO Vereinen, Einrichtungen und anderen Tragern: Sıe
sınd gemeınnütz1g un!: verfolgen keine Gewinnabsichten. Dıie Iräger bieten den
Ehrenamtlichen unterschiedliche Tätigkeitsbereiche, die diese annn ach ihren PCI-
sönlichen Interessen für ıhren Eınsatz auswählen. Das oröfßte dieser Aufgaben-
gebiete 1St Sport un:! ewegung. Etwas seltener ausgewählt werden Tätigkeiten 1n
Verbindung mMI1t Schule und Kındergarten, Kırche und Relıgion, Freizelit und (Sec8l=
lıgkeıt, Kultur und Musık SOWI1Ee soz1ıaler Arbeıt. Bürgerschaftliches ngagement
tindet sıch auch bel der Feuerwehr und den Rettungsdiensten, der berutlichen In
teressenvertretung‚ in Politik, Umwelt un!: 1im Tierschutz, 1n der Jugendarbeıt un
Bıldung SOWI1e Ookalem Bürgerengagement . Die JTräger sınd VO der Finanz-
behörde als gemeinnNütz1g anerkannt un: VO  e Steuern befreiıt.

Wer nıcht 1LLUTr eıgene elıt und Kraft, sondern eld un: anderes Kapiıtal (Z Im-
mobilıen) Körperschaften, Personenvereinigungen oder Stittungen für geme1n-
nützıge 7Zwecke UE Vertügung stellt, wırd steuerlich entlastet®. Die Steuerbegün-
stigung 111 dıe unmıiıttelbare un! selbstlose Vertolgung gemeinnNützıger, mildtätiger
und kırchlicher 7wecke ANTCSCH un:! OÖördern:

„Die Rechtfertigung der weitreichenden Steuervergünstigungen für gemeInNnNützıge
Einrichtungen wiırd allgemeın darın yesehen, da{ß die gemeiınnützıgen Körperschaften ihre
Mittel für gemeinwohltördernde, selbstlose Aktıiviıtäten verwenden, für d1€ ON der Staat
tinanzıell auftkommen muüftte. Sowelt gemeinnützıgen Aktıvıtäten 1U ein entsprechendes
staatliıches Handelny wiırd unmıttelbar Gemeinwohlverantwortung übernommen.
Dies entspricht zudem dem Grundsatz der Subsıdıarıtät, wonach der Staat L1UT dann e1N-
greiten soll, WE und SOWeıt private Aktivitäten die VO ıhm gyESEIZLEN Ziele nıcht effizient
erreichen.

Die Förderung der Allgemeinheıt VOTaUSs, „dafß der Kreıs der Personen, de-
ME die Förderung zugutekommt, nıcht test abgeschlossen 1St, beispielsweıse
räumlicher un:! beruflicher Merkmale. Daher 1St CS gemeinnützigkeitsschädlich,
WE dıe öhe der laufenden Beıträge, Aufnahmebeıiträge un Umlagen eiıner
Begrenzung der allgemeınen Zugänglichkeıit tührt.

Unbestritten 1St die Gemeinnützigkeıt be]l den Wohlfahrtsverbänden und Kır-
chen S1e stımmen 1n ihren Zielen mMI1t den otıven für eın bürgerschaftliches Enga-
gements übereın. S1e verfolgen ıhre Aufgaben aber nıcht allein mıiıt ehrenamtlichen
Kräften, sondern beschäftigen üblichen Arbeitsbedingungen iıne grofße Zahl
VO hauptamtlichen Mitarbeiterinnen un: Mitarbeıitern. Ehren- un!: Hauptamtlıi-
che sınd 1in den Verbänden der Frejen Wohlfahrtspflege (Carıtas, Diakonisches
Werk, Rotes Kreuz, Parıtätischer Wohlfahrtsverband, Zentralwohltahrtsstelle der
Juden 1ın Deutschland) und deren Einrichtungen gemeınsam tätıg. Die Verbände be-
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gründen anderem iıhren durch das Subsıidiarıtätsprinzıp rechtlich gesicherten
Vorrang gegenüber staatlichen JIrägern damıt, da{fß S1e exklusıv über ehrenamtliche
Miıtarbeiterinnen und Miıtarbeiter verfügen. Tatsache 1aber Ist, da{fß die meısten der
VO ıhnen bearbeiteten Probleme und die entsprechenden ftachlichen Hılfen
komplex sınd, da{ß S1E 1Ur VO ausgebildeten un bezahlten Fachkräften sachge-
recht wahrgenommen un bearbeitet werden können. Die ehrenamtliche Arbeit 1st
deshalb be] vielen Verbandsaktivitäten randständig geworden. uch die bisher üb-
lıche ehrenamtliche Vorstandsarbeit 1n einem Vereın beginnt sıch 1ın Rıchtung
hauptamtlıcher Vorstände und Geschäftstührungen ındern. Dennoch o1bt 65
och ein1&€ ehrenamtlıiche Aufgaben, eLwa die ehrenamtliche Betreuung iınnerhalb
der gesetzliche Betreuung.

Ahnliches olt für die Kırchen, viele der pastoralen un soz1alen Aufgaben
mıi1t Ausnahme der Priesterdienste VO ehrenamtlich und hauptamtlich tätıgen
Kräften ausgeführt werden. Christen sind durch das Gebot der Nächstenliebe
selbstlosen Diensten aufgefordert, da die Kırchenangehörigen ach W1€e VOT
eınen erheblichen Anteıl Ehrenamtlichen ausmachen. Hıngegen hat das bürger-
lıche Engagement gegenüber Staat und Gesellschaft keıine solche kollektiv Werti-

gyestutzte Verpflichtung. „Guter“ Staatsbürger ann I1a  S auch ohne dieses Engage-
mMent se1n „outer: Christ wenıger.

Wohlfahrtsverbände verstehen sıch heute nıcht mehr 1L1UT als Wertegemeıinschaftt,
sondern überwiegend als Dienstleister11. Und auch die Kırchen werden nıcht selten
VO aufßen als solche vesehen und benutzt. Die Ressource „Solıdarıität“ verliert
dadurch ıhre grundlegende un organısatorısche Absicherung !?, denn Dienst-
leistungsorganisationen werden der Qualität iıhrer Leıistung und nıcht

der S1€e tragenden Gesinnung. Di1e Wohltahrtsverbände bieten ıhre Dienste
dem oft 1m Wettbewerb Leistungsentgelte un! Gebühren un benötigen
dafür ZW ar loyale, aber VOT allem qualifizierte Miıtarbeıiter. Wertegemeinschaften
setzen ihre Ziele VOTLT allem mıt Miıtarbeıiterinnen und Miıtarbeitern SOWIe Spendern,
die sıch m1t diesen Zielen identifizieren, 1ın praktische Aktıivitäten Eın Entgelt
wırd dafür nıcht zwıngend gefordert. Ihnen kommt darauf d. da{fß durch die Ar-
beit eiıne glaubwürdig gelebte Überzeugung ZzUu Ausdruck kommt.

Der Wechsel VO einer Wertegemeinschaft einer Dienstleistungsorganisation
bedeutet also, da{fß dıe Qualität der Leistung gegenüber der wertbestimmten Abı
sıcht und der moralischen Haltung desjenigen, der die Leıistung erbringt, 1ın den
Vordergrund rückt. Häufig werden heute die, die betont wertorlientiert handeln, als
„Gutmenschen“ karıkiert un: mı1t dem Slogan: „Gut gemeınt 1St das Gegenteıl VO  a

6  gut abgewertet. Soll das bürgerschaftliche Engagement als gesellschaftliche Res-
SOUTrCe besonderer Art erhalten leiben un nıcht in Professionalität und Experten-
Lum münden, wırd CS eine Zukunftsaufgabe der JTräger se1n, solches wertorlen-
tierte Engagement mıt einem aufgabenbezogenen Qualitätsmafßstab 1n einem
zıyılgesellschaftlichen Konzept.zu verbinden.
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Das Gemeilnsame der ehrenamtlichen Arbeit 1ın den Verbänden und den
Kırchen ist, da{ß beide gleichen Werten verpflichtet sınd. Ahnliches oilt auch für
Parteıen, Gewerkschaften un: andere Trager bürgerlichen Engagements. uch e1IN-
zelne Ideen und Ideale (etwa Naturschutz, Tierschutz, Musık, Kunst un vieles
mehr), S1Ce organısıert verfolgt werden, bieten Aufgaben tür bürgerschaftlı-
ches Engagement. Der Gewıinn lıegt für den einzelnen 1n dem Sınn, den AaUS der
Übereinstimmung zwischen dem Handeln un den geachteten Werten persönlich
gewıinnt und ın der Wertschätzung, die durch seıine Tätigkeıit findet. In diesem
Zusammenhang wırd AVA@} der Weıterentwicklung eıner Anerkennungskultur C
sprochen, 1n die eın dauerhaft erfolgreiches bürgerschaftliches ngagement einge-
bettet se1ın MU:

Hıltfen tür Helter?

Das LICUC (Geset7z7 ZANT: weıteren Starkung des bürgerschaftlichen Engagements soll,
ach selbsterklärter Absıcht, Z bürgerschaftlichen Engagement AaNrFESCH und ıhm
öftentliche Anerkennung geben. Es 111 „Hiılfen für Helfer“ anbıeten. Dabe] bleibt
das (zeset7z7 aber be] der bisherigen orm der Förderung stehen, nämlıch Ehren-
amtliche un: Spender steuerlich entlasten. Hınter der maächtigen Überschrift
„Stärkung des bürgerschaftlichen Engagements“ verbirgt sıch also eın Steuergesetz,
welches Eınkommensteuer, Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer, Abgabenordnung,
Umsatzsteuer, Erbschafts- un: Schenkungssteuer SOWI1e das Investitionszulagen-
DESECEIZ andert.

Miıt der steuerrechtlichen Unterstützung erreicht die Förderabsıicht aber nıcht alle
Engagıerten. W/ill] ein Ehrenamtlicher in den Genufß der Steuerermäfsigung gelan-
SCI), mu{( UVOo bestimmte Geldzuwendungen VON einem Träger erhalten, un:
MUu zusätzlıch steuerpflichtig se1In. Nur diesen Bedingungen können die
steuerlichen Vorteile eintreten. ach dem Bericht des Bundesministeriums über das
treiwillige Engagement ın Deutschland ware das be1 bestentalls etwa 40 Prozent der
steuerpflichtigen Ehrenamtlichen möglıch, WCCNN S1C denn eine Zuwendung erhal-
ten Schüler, Auszubildende, Studenten (38:%); Arbeitslose (27%); Hausfrauen/
Hausmänner (37 %) un Rentner (28 Yo) SOWI1e alle, dıe ELWa bei kleinen Ver-
eiınen und Einrichtungen keın Entgelt erhalten, werden überwiegend nıcht C
Öördert. Mıt höheren Steuervergünstigungen können auch die rechnen, dıe eine
UÜbungsleiterpauschaule Gjährlich bıs 2100 Euro) erhalten Zzum Beispiel ın Sport-
vereinen oder Einnahmen AaUus einer Nebentätigkeitsvergütung für Verantwortungs-
trager Gaährlich bıs 500 Eur®) beziehen, SOWIE dıe, dıe Spenden (auch iın orm VO  —

Vereinsbeiträgen und mıt Obergrenzen) be] eiınem Finanzamt gyeltend machen können.
LDie Förderung des bürgerschaftlichen Engagements bleibt also Vorleistungen

der Iräger gebunden. Der Vorschlag, eıne einjährıge, regelmäfßige Tätigkeit NX}
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natlıch mındestens 20 Zeıtstunden ZUIT: Betreuung AD alten, kranken und behinder-
ECNn Menschen (Zeıtspende) mıiıt eiınem jJährlichen Abzug VO der Steuersumme ın
Oöhe VO 306 uro tördern, tand 1mM Bundestag keıine Mehrheit. Es ware 1eSs dıe

vergoltene eıgene Leıistung VO Ehrenamtlichen SCWESCH, die eben nıcht auf
Vorleistungen angewı1esen ware. Die Ablehnung wurde mı1t Befürchtungen begrün-
det, dadurch Z7wel Klassen VO Ehrenamtlichen schaffen un eiıne zusätzliche
Bürokratie durch dıie dann erforderlichen Ehrenamtsnachweise auftbauen mUuSs-
SC  = uch müu{fte mIı1t Steuerauställen 1ın öhe VO I Miılliarden UuUro verechnet
werden. In eıner Pressemitteilung des Bundesministerium der Fınanzen heißt 6S

m parlamentarıschen Verfahren 1St Jetzt entschieden worden, aut diesen Steuer-
bonus für wenı1ge verzichten, weıl für viele andere, die ıh ebentalls verdient
hätten, nıcht bezahlbar SCWESCH ware.“

Die geschätzten Steuermindereinnahmen des Jetzt beschlossenen Gesetzes WOEI-
den VO Bundesftfinanzministerium auf 490 Millionen Uuro geschätzt. Ö1e verteıilen
sıch auf den Bund mi1t Zu0; die Länder mi1t 191und dıe Kommunen mıiıt 89 Miıllionen
UuUro L Be]l den Mindereinnahmen sınd auch die Erhöhung der Freibeträge tür die
Abschreibung be] Spenden (bısher 0y C 20 % der Gesamteinkünfte) und gestie-
SCILIC Höchstbeträge be] Zuwendungen A Kapitalstock VO gemeiınnützıgen Stif-
tungen berücksichtigt!®. Der Gesamtbetrag des geschätzten Einnahmeverlusts
macht einen Anteıl VO ELWa 04 Prozent des Steuerautkommens 1n öhe
VO 450 Mılliarden uro au  N

Angesıchts dieser Zahlen drängt sıch die Frage auf, ob dıe politisch sehr —

wünschte vesellschaftlıche Integrationsleistung des bürgerschaftlichen Engage-
un! die Entlastung der Ööffentlichen and durch Spender und Stifttungen

nıcht einen höheren Einnahmeausfall rechtfertigen würde. Miıttelfristig 1St näamlıch
damıt rechnen, da{fß die durch die Ausweıtung VO ehrenamtlichen Leistungen
und VO  Z Stifttungsaktivitäten tür gemeinnütz1ıge Zwecke verursachten Einnahme-
auställe spater verringerten Ausgaben des Staates tühren. [Das verstärkte bürger-
schaftliche Engagement könnte Aufgaben übernehmen, die Jetzt der Staat wen1g-

teilweise tinanzıert. Solche Zusammenhänge gehen aber leider in der
Kompliziertheit SCDHES Steuersystems unter.

Ehrenamt für Geld?

Finanzıielle Steueranreıize sollen die Motivatıon ZAR Engagement Ördern un: SC
eistete Arbeıit anerkennen. och 1st „die rage, ob Freiwillige 1ne ZEWISSE tinan-
zielle Vergütung für iıhre Tätigkeıit erhalten sollen,Bürgerengagement fördern und anerkennen  natlich mindestens 20 Zeitstunden zur Betreuung von alten, kranken und behinder-  ten Menschen (Zeitspende) mit einem jährlichen Abzug von der Steuersumme in  Höhe von 300 Euro zu fördern, fand im Bundestag keine Mehrheit. Es wäre dies die  erste vergoltene eigene Leistung von Ehrenamtlichen gewesen, die eben nicht auf  Vorleistungen angewiesen wäre. Die Ablehnung wurde mit Befürchtungen begrün-  det, dadurch zwei Klassen von Ehrenamtlichen zu schaffen und eine zusätzliche  Bürokratie durch die dann erforderlichen Ehrenamtsnachweise aufbauen zu müs-  sen. Auch müßte mit Steuerausfällen in Höhe von 1,1 Milliarden Euro gerechnet  werden. In einer Pressemitteilung des Bundesministerium der Finanzen heißt es:  „Im parlamentarischen Verfahren ist jetzt entschieden worden, auf diesen Steuer-  bonus für wenige zu verzichten, weil er für viele andere, die ihn ebenfalls verdient  hätten, nicht bezahlbar gewesen wäre.“ !4  Die geschätzten Steuermindereinnahmen des jetzt beschlossenen Gesetzes wer-  den vom Bundesfinanzministerium auf 490 Millionen Euro geschätzt. Sie verteilen  sich auf den Bund mit 210, die Länder mit 191und die Kommunen mit 89 Millionen  Euro'®. Bei den Mindereinnahmen sind auch die Erhöhung der Freibeträge für die  Abschreibung bei Spenden (bisher 5 %, neu 20 % der Gesamteinkünfte) und gestie-  gene Höchstbeträge bei Zuwendungen zum Kapitalstock von gemeinnützigen Stif-  tungen berücksichtigt!°. Der Gesamtbetrag des geschätzten Einnahmeverlusts  macht einen Anteil von etwa 0,1 Prozent des gesamten Steueraufkommens in Höhe  von ca. 450 Milliarden Euro aus.  Angesichts dieser Zahlen drängt sich die Frage auf, ob die politisch so sehr er-  wünschte gesellschaftliche Integrationsleistung des bürgerschaftlichen Engage-  ments und die Entlastung der öffentlichen Hand durch Spender und Stiftungen  nicht einen höheren Einnahmeausfall rechtfertigen würde. Mittelfristig ist nämlich  damit zu rechnen, daß die durch die Ausweitung von ehrenamtlichen Leistungen  und von Stiftungsaktivitäten für gemeinnützige Zwecke verursachten Einnahme-  ausfälle später zu verringerten Ausgaben des Staates führen. Das verstärkte bürger-  schaftliche Engagement könnte Aufgaben übernehmen, die jetzt der Staat — wenig-  stens teilweise — finanziert. Solche Zusammenhänge gehen aber leider in der  Kompliziertheit unseres Steuersystems unter.  Ehrenamt für Geld?  Finanzielle Steueranreize sollen die Motivation zum Engagement fördern und ge-  leistete Arbeit anerkennen. Doch ist „die Frage, ob Freiwillige eine gewisse finan-  zielle Vergütung für ihre Tätigkeit erhalten sollen, ... für die Engagierten am wenig-  sten von Bedeutung“ !7, Als Motiv ihrer freiwilligen, ehrenamtlichen Arbeit nennen  66 Prozent der Engagierten „die Gesellschaft zumindest im Kleinen mitgestalten“  zu wollen, 60 Prozent möchten „mit anderen Menschen zusammenkommen“,  43für dıe Engagıierten wen1g-
Sten VO Bedeutung“ 1 Als Maotiıv ıhrer treiwilligen, ehrenamtlichen Arbeit HNECINECN
66 Prozent der Engagıerten „die Gesellschaft zumiındest 1m Kleinen mıtgestalten“

wollen, 60 Prozent möchten m anderen Menschen zusammenkommen“,
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44 Prozent tühlen sıch einer Aufgabe verpfilichtet, die yemacht werden MUuU un: für
die sıch schwer jemand findet, und Prozent sehen darın 11 orm VO  S politı-
schem ngagement L

Be]l der rage ach den interessengesteuerten Erwartungen, die auf eıner Skala
VO  e (unwichtig) bıs (außerordentlich wiıchtig) wiedergegeben werden sollten!?,
wırd CS als außerordentlich wichtig angesehen, da{fß die Tätıgkeit Spadiß macht
INa mMiıt sympathischen Menschen zusammenkommt (4,0), anderen Menschen hel-
ten können (4,1), für das Gemeinwohl tun 4,1) un: seıne eigenen
Kenntnisse und Erfahrungen erweıtern ©,9) Als wichtig angesehen wırd dar-
über hınaus, eigene Verantwortung haben 3,5) Anerkennung tfinden 355)
persönlıche Interessen vertireftfen (2,8) und eıgene Probleme lösen (2,6)

Werden ehrenamtlıch Tätıge nach Verbesserungswünschen gefragt, ordern S1Ce
mehr Finanzmuittel tür Projekte (63 Yo); ANSCHILCSSCIHLC Räume und Sachmuittel (43 /0);
mehr und bessere Weiterbildung (35 Yo), tachliche Unterstutzung (34 VO): eiıne -
bürokratische Kostenerstattung (33:%) und bessere Anerkennung durch aupt-
amtliche (28 %)20 YSt etzter Stelle 1m Wunschkatalog wollen 2 Prozent der
Freiwilligen eıne tfinanzıelle Vergütung haben

Aus diesen Umfrageergebnis AfSt sıch schließen, da{fß Zur eıt tinanzıelle Anreıze
un: Anerkennung 1m Sınn eıner Vergutung eıne geringere Bedeutung haben und
andere Motiıve und Interessen 1m Vordergrund stehen. uch WE beachten iSt;
da diıese Ergebnisse auf Mehrfachnennungen der Befragten beruhen, also sıch be]
den einzelnen die Motive un: Erwartungen unterschiedlich mischen, trıtt doch
nırgendwo eın tinanzıeller Vorteil als Arbeıitsentgelt in den Vordergrund. So liegt
die Vermutung nahe, da{fß die mMI1t dem (Gesetz verbundene Hoffnung auf eıne
Stärkung des Ehrenamtes ohl eher bescheiden bleibt.

Finanzıielle Anreıze 1in orm VO Steuervorteıilen können besonders 1im soz1alen
Ehrenamt auch einer Irrıtation des Selbstverständnisses der Helter führen.
DDenn Freiwilligkeit und Solıdarıtät, welche 1abweichend VO bezahlten Tätigkeiten
wesentliche Motiıve des Ehrenamts sınd, werden dadurch nıcht angesprochen. An-
erkennung ertfahren die Engagıierten auch 1er wıeder besonders 1MmM soz71alen Eh-
renamt unmıiıttelbar VO den Unterstützten selbst und durch die Befriedigung, dıe
sıch AUS der Sınnerfüllung ıhrer Arbeit erg1bt. Durch die Verbindung VO  e} bürger-
schaftlichem ngagement mMi1t geldlichem Vorteıil wırd 1aber eiıne eENLgESECENZESECTIZLE
Lebensphilosophie unterstutzt, die 1n jedem Fall materielle Vorteile erzielen möchte
und deshalb für jede erbrachte Leıistung 1nNe€e Gegenleistung durch Bezahlung e1IN-
tordert, W as dem Selbstbild ehrenamtlicher Arbeıt nıcht entspricht. Denn ehren-
amtlıche Arbeıt würde dann tendenziell eıner bezahlten Beschäftigung werden,
deren Anerkennung ach Qualität, Etfizienz un: Kosten ertolst.

Gerade durch den Verzicht auf eigene tfinanzıelle Vorteile gewınnt das treiwillige
ngagement seıne besondere Qualität, die 1n der Identifikation mıt der Arbeit oder
MI1t den Hıltebedürftigen Zr Ausdruck kommt und 1n dieser orm VO bezahlten
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Fachkräften die 1n ıhrer Arbeıt AaUuUsS m rund Dıstanz Z Betroffenen wahren
auch nıcht verlangt werden annn Gleichzeitig werden die Gratifikationen, die

VO  - den Unterstützten selbst im soz1alen Ehrenamt durch persönlıchen ank und
Anerkennung Zzu Ausdruck gebracht werden, relatıviert un teilweise eNt-
ertfet.

Vieltalt des bürgerschaftlichen ngagements
Die Ergebnisse des Freiwilligensurvey zeıgen Unterschiede bel den otıven und
Interessen, die treiwilliges ngagement hervorrufen, tragen un HEHNCTEK eim bür-
gerschaftlichen ngagement VO eıner relatıv homogenen Motivlage auszugehen,
entspricht nıcht den Tatsachen. Das Ehrenamt zeı1gt jene Vielfalt, die 1n ftast allen
Bereichen der Gesellschaft testzustellen 1St und die damıt eiınem Merkmal
moderner, westlicher Gesellschaften wurde. Die Vielfalt des bürgerschaftlıchen
ngagements Alßt sıch MmMI1t Idealtypen ehrenamtlicher Motivatıons- un: Interessen-
lagen lediglich illustrieren, aber aum beschreiben. Dazu tehlen Intormatio-
N  z Obwohl auf diesem Gebiet eıne recht umfangreiche Forschung betrieben wırd,
leidet dıe Datenlage den unterschiedlichen Ansätzen und eıner unzurel-
chenden begrifflichen Klärung; die Forschungsergebnisse sınd auch gegenüber e1-
HET „politisch-medialen Vermarktung“ besonders antallıg.

In der Realıtät sınd deshalb lediglich Mischformen (Realtypen) der 1er VOCTI-

suchten und 1Ur skıi7z71erten s1eben Idealtypen bürgerschaftliıchen Engagements
finden: treiwilliges Engagement als verpflichtender, selbstloser aber unpoliti-

scher Eınsatz für das Wohl anderer un: für das Gemeinwohl Bezugswert: Altruis-
INUS; freiwilliges Engagement als politische Einflufß%nahme aut die Gestaltung der
Wırklichkeit A4aUS staatsbürgerlicher Verantwortung Bezugswert: Partızıpation;
freiwilliges ngagement als Chance der persönlıchen Entwicklung un:
spruchsvollen Lebenssinn erkennen Bezugswert: Sinnfindung; treiwiılliges
Engagement als Suche ach soz1alen Kontakten sympathiıschen Menschen
ın Verbindung mıt sinnvollen Aufgaben un Freude und Erfolg erleben
Bezugswert: Integration; treiwilliges Engagement 1n der Hoffnung, eiıgene Pro-
bleme lösen Bezugswert: Hılte erhalten: treiwilliges Engagement als Statusver-
pflichtung und Anerkennung Bezugswert: Prestize: treiwilliges ngagement als
Interesse eıner Aufgabe Bezugswert: Sachinteresse.

uch handelt CS sıch be] den otıven nıcht STaALLE; einmal gyegebene Einstel-
lungen, sondern tlex1ible, VO persönlichen Lebensumständen un: Eınstellungs-
anderungen beeinflufßte Orıentierungen. Daftfür e1n Beıispiel: DDas Christentum W ar

und 1St och ımmer eın Fundus für ehrenamtlıchen, selbstlosen Eınsatz VO Men-
schen für andere Menschen. och ockert sıch die mıt der aUus relig1ösen Quellen
gespeıisten altruistischen Motıivatıon einhergehende kırchliche Bındung. Ehrenamt-
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lıche Mitarbeıiterinnen und Miıtarbeiter des Carıtasverbandes tühlen sıch ZUuU Be1i-
spıel LLUTL och 60 Prozent der Kırche verbunden?2. Diese Bındung verliert sıch
esonders be1 den Jüngeren. Das ehrenamtliche Engagement 1St 2004 gegenüber
999 sakularer geworden . In eıner speziellen Iypologie ehrenamtlicher
Carıtasmıitarbeiterinnen un! -mitarbeıiter zählen och 57 Prozent eiınem ‚mılıeu-
Oorlentierten klassıschen Ehrenamt“ (tradıtionelle Pflicht- und Akzeptanzwerte)**,
während 36 Prozent der Ehrenamtlichen der Carıtas entweder gemeıinschaftsorien-
tlert oder eigenen Bedürtnissen ausgerichtet sınd un: keine Bındung Z Kırche
haben, W as S1Ce offensichtlich nıcht hındert, be] der Carıtas arbeiten. Gleichzeitig
verblafßt dadurch jedoch die kırchliche Identität des Verbandes übrıgens eine Ent-
wicklung, dıe sıch auch be]l den hauptamtlıchen Fachkräften ze1gt.

Anerkennungskultur
Zur dauerhaften Förderung des bürgerschaftlichen Engagements gehört eiıne leben-
dige Anerkennungskultur, denn Anerkennung 1St der wiıirkliche Lohn für ehrenamt-
lıchen Eınsatz. Diese Anerkennung WAaTr Z Beispıel 1im christliıchen Mılieu 11-
ert un:! 1n den kırchlichen Gemeinden so7z1a] integriert. Weil sıch das christliche
Mılıeu, W1€e andere Milieus auch, weıtgehend aufgelöst hat, verliert sıch diese DanNzZ-
heıitliche und selbstverständliche Anerkennungstform. Di1e sıch ındernden Motive
stärker vereinzelt ebender Menschen benötigen andere Formen der Anerkennung.
uch das LIEUEC (seset7z 311 ach eigenem Bekunden ZAHT: Entwicklung eiıner Aner-
kennungskultur beitragen. Plakativ könnte 111all Sapch, da CS aber iıdeelle Wert-
schätzung materielle Vorteıle eintauscht. och gerade die ZENANNLEN Motiıve
(sympathische Leute kennenlernen, Spalßs haben, lernen, Probleme lösen USW.)
z1elen auf einen Sanz anderen „persönlıchen Gewıinn“ A dem Ehrenamt un: MUS-
SC  - 1n die Anerkennungskultur integriert werden.

i1ne sıch entwickelnde Kultur der Anerkennung mMUu: mındestens dre1 Funktio-
N  = ertüllen: Fur den einzelnen Ehrenamtlichen MU: sıch AUS dem Engagement ıne
Übereinstimmung seıner persönlıchen Werte miıt den handlungsleitenden Werten
der Gesellschaft ergeben. Die Urganısationen mussen sinnvolle Aufgaben
CIMNCSSCHNCNH Bedingungen anbieten. Davon 1St die Chance ZAUE Integration 1n eıne
Gemeinschaft die wichtigste. Man ann auch Es mussen sıch HELE Milieus
bestimmten Aufgabengebieten entwickeln können. Je ach individueller Motiv-
un:! Lebenslage wırd jeder Ehrenamtliche möglicherweıse auf die elıne oder andere
Funktion esonders zurückgreıten wollen.

eıtere Elemente eıner Anerkennungskultur können Z Beıispıel bessere Rah-
menbedingungen einschliefßlich eıner unkomplizierten Kostenerstattung se1n, eıne
tachliche, partnerschaftliche Begleitung, eıne Berücksichtigung VO Zeıten frei-
willigen Engagements be1 der Anwartschaft auf Altersruhegeld, bürgerschaftliche
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Arbeıt als Qualitikation 1im Beruft un: be]l Eınstellungsverfahren us Selbst-
verständlich siınd als unmıiıttelbarer ank auch Symbole der Wertschätzung und (Ge-
schenke Teil eıner Anerkennungskultur. Schliefßlich erscheıint eın Umdenken 1n der
Gesamtkultur 1ın diese Richtung mehr als wünschenswert, da{fß die Verantwor-
(ung tür andere und für das Gemeinwohl eın stärkeres Gegengewicht bıldet den f
legıtımen, 1aber ausschließlich selbstbezogenen Lebenskonzepten.
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